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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

A. eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnungen Nr. 120/67/EWG und Nr. 359/67/EWG 
über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 
und Reis 

B. eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnungen Nr. 140/67/EWG und Nr. 365/67/EWG 
über die Regeln für die vorherige Festsetzung der Äb- 
schöpfungen für Getreide, Reis und Bruchreis. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Oktober 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag zu A. über- 
mittelte Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnungen Nr. 120/67/EWG und Nr. 
359/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation für 


Getreide 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Begriff Sorghum umfaßt sowohl Sorghum als 
auch Dari, das nur eine Sorghumart ist; um dieser 
Tatsache Rechnung zu tragen, ist es angebracht, die 
Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 13. Juni 
1967 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1253^70 -), zu ändern. 

Nach Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
120/67/EWG und Artikel 13 Absatz 2 der Verord- 
nung Nr. 359/67/EWG des Rates vom 25. Juli 1967 
über die gemeinsame Marktorganisation für Reis**^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1253/70^), wird die im voraus festgesetzte Ab- 
schöpfung nach Maßgabe des Schwellenpreises be- 
richtigt, der im vorgesehenen Einfuhrmonat gültig 
ist. 

Diese Bestimmungen verpflichten den Einführer, 
der für die Erteilung der Lizenzen zuständigen Stelle 
den für die Einfuhr vorgesehenen Monat anzugeben; 
die Erfahrung hat jedoch gezeigt, daß der in der 
Lizenz angegebene Einfuhrmonat im allgemeinen 
nicht dem wirklichen Einfuhrmonat entspricht. 

Um zu vermeiden, daß die ab 1. Januar 1971 ge- 
mäß der Verordnung (EWG) Nr. 1373/70 der Kom- 
mission vom 10. Juli 1970 über gemeinsame Durch- 
führungsvorschriften für Einfuhr- und Ausfuhr- 
lizenzen sowie Vorausfestsetzungsbescheinigungen 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse, die einem 
System gemeinsamer Preise unterliegen*’), anwend- 
baren gemeinschaftlichen Formblätter für die Lizen- 
zen Angaben enthalten, die unnötig und ohne prak- 
tische Bedeutung sind, ist es zweckmäßig, auf die 
Angabe des vorgesehenen Einfuhrmonats zu ver- 
zichten; diese Änderung der Artikel 15 Absatz 2 
und Artikel 13 Absatz 2 der beiden Grundverord- 
nungen hat eine Änderung des Absatzes 4 dieser 
Artikel zur Folge - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 1 Buchstabe a) der Verordnung Nr. 
120/67/EWG wird die Bezeichnung der Erzeugnisse 


und Reis 


für die Position Nr. 10.07 in der französischen, 
italienischen und niederländischen Fassung wie 
folgt geändert: 

a) französischer Text: 

Nummer 

des 

Gemein- Bezeichnung der Erzeugnisse 

Samen 
Zolltarifs 

Sarrasin, millet, alpiste et sorqho; 

^ ^ autres cereales 


I b) italienischer Text: 

! Nummer 

j des 

I Gemein- Bezeichnung der Erzeugnisse 

j Samen 

I Zolltarifs 

1 mm Grano saraceno, miglio, scagliola, 

sorgo; altri cereali 


I c) niederländischer Text: 

Nummer 

des 

! Gemein- Bezeichnung der Erzeugnisse 

I Samen 

Zolltarifs 

: Boekweit, kanariezaad en gierst 

! 10.07 (pluimgierst, trosgierst, sorgho, 

enz.); andere granen 


Artikel 2 

Im Anhang A der Verordnung Nr. 120/67/EWG wird 

die Bezeichnung der Erzeugnisse für die Unterposi- 
tion ex 11.01 K wie folgt geändert: 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 

•9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 

-') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 158 
vom 20. Juli 1970, S. 1 
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Nummer 

des 

Gemein- 

Bezeichnung der Erzeugnisse 

samen 


Zolltarifs 


ex 11.01 

K. von Sorghum 


Artikel 3 

Die Absätze 2 und 4 des Artikels 15 der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG werden durch folgende Texte er- 
setzt: 

„(2) Bei der Einfuhr der in Artikel 1 Buchstaben a) 
und b) genannten Erzeugnisse wird jedoch auf 
Grund eines bei Beantragung der Einfuhrlizenz 
zu stellenden Antrags der Abschöpfungsbetrag, 
der am Tage der Vorlage des Antrags auf Er- 
teilung einer Einfuhrlizenz gilt und nach Maß- 
gabe des im Monat der Einfuhr gültigen Schwel- 
lenpreises zu berichtigen ist, auf ein Einfuhr- 
geschäft angewandt, das während der Gültig- 
keitsdauer dieser Einfuhrlizenz durchgeführt 
werden soll. In diesem Fall wird der Ab- 
schöpfungsbetrag durch eine Prämie ergänzt, die 
zum gleichen Zeitpunkt festgesetzt wird wie der 
Abschöpfungsbetrag. 

(4) Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 
43 Absatz (2) des Vertrags die Regeln für die 
Festsetzung der Prämiensätze fest und bestimmt 
die Maßnahmen, die im Falle besonderer Um- 
stände anzuwenden sind." 


Artikel 4 

Die Absätze 2 und 4 des Artikels 13 der Verordnung 
Nr. 359/67/EWG werden durch folgende Texte er- 
setzt: 

„(2) Bei der Einfuhr von Reis und Bruchreis wird 
jedoch auf Grund eines bei Beantragung der 
Einfuhrlizenz zu stellenden Antrags der Ab- 
schöpfungsbetrag, der am Tag der Vorlage des 
Antrags auf Erteilung einer Einfuhrlizenz gilt 
und nach Maßgabe des im Monat der Einfuhr 
gültigen Schwellenpreises zu berichtigen ist, auf 
ein Einfuhrgeschäft angewandt, das während 
der Gültigkeitsdauer dieser Einfuhrlizenz durch- 
geführt werden soll. Gegebenenfalls wird der 
Abschöpfungsbetrag durch eine Prämie ergänzt, 
die zum gleichen Zeitpunkt festgesetzt wird, 
wie der Abschöpfungsbetrag. 

(4) Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 
43 Absatz (2) des Vertrags die Regeln für die 
Durchführung des Absatzes (2) und insbeson- 
dere die Regeln für die Festsetzung der Prä- 
miensätze fest und bestimmt die Maßnahmen, 
die im Fall besonderer Umstände anzuwenden 
sind." 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind-' 
lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rats 
zur Änderung der Verordnungen Nr. 140/67/EWG und Nr. 
365/67/EWG über die Regeln für die vorherige Festsetzung der 
Abschöpfungen für Getreide, Reis und Bruchreis 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide ^), zuletzt geändert 

durch die Verordnung (EWG) Nr /70“), 

insbesondere auf Artikel \5 Absatz 4, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis^), zuletzt geändert durch die 

Verordnung (EWG) Nr /70^), insbesondere 

auf Artikel 13 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
140/67/EWG des Rates vom 21. Juni 1967 über die 
Regeln für die vorherige Festsetzung der Ab- 
schöpfungen für Getreide •^') und nach Artikel 7 Ab- 
satz 1 der Verordnung Nr. 365/67/EWG des Rates 
vom 25. Juli 1967 über die Regeln für die vorherige 
Festsetzung der Abschöpfungen für Reis und Bruch- 
reis ‘*), geändert durch die Verordnung Nr. 1018/67/ 
EWG, kann in Ausnahmefällen, in denen markt- 
fremde Faktoren starke und nicht voraussehbare 
Preisschwankungen auf dem Getreide- und Reis- 
markt hervorrufen, ein höherer Prämiensatz festge- 
legt werden; eine genaue Definition des Begriffs 
„marktfremde Faktoren" ist nicht immer möglich, 
und es besteht die Gefahr, gewisse Faktoren aus- 
schließen zu müssen, die ebenfalls zur Anwendung 
der in diesen Artikeln enthaltenen Bestimmungen 
führen müßten; um diese Gefahr zu beseitigen ist es 
angebracht, den Ausdruck „marktfremde Faktoren" 
durch einen weitergefaßten Begriff zu ersetzen. 

Artikel 15 der Verordnung Nr. 120/67/EWG und 
Artikel 13 der Verordnung Nr. 359'67/EWG wurden 

durch die Verordnung (EWG) Nr '70 geändert; 

durch diese Änderung entfällt für den Einführer 
das Erfordernis, den vorgesehenen Einfuhrmonat 
anzugeben; die Vorschriften des Artikels 9 der Ver- 
ordnung Nr. 140/67^EWG und des Artikels 9 der 
Verordnung Nr. 365 67 'EWG sind daher nicht mehr 
beizubehalten - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 7 der Verordnung Nr. 140/67/EWG wird 
durch folgenden Text ersetzt: 


1. In Ausnahmefällen, in denen besondere Um- 
stände starke Preisschwankungen auf dem Ge- 
treidemarkt hervorrufen, die unter Berücksich- 
tigung der Weltmarktlage bei Angebot und 
Nachfrage nicht vorauszusehen waren, kann ein 
höherer als der sich aus den vorstehenden Ar- 
tikeln ergebender Prämiensatz festgelegt wer- 
den. 

2. Der Betrag, um den die Prämie erhöht werden 
kann, darf nicht größer sein als die Differenz 
zwischen dem für jedes Erzeugnis festgesetzten 
cif-Preis und dem letzten cif-Preis, der für jedes 
Erzeugnis vor der Beeinflussung der Preise 
durch die in Absatz 1 genannten besonderen 
Umstände festgesetzt worden ist." 


Artikel 2 

Artikel 7 der Verordnung Nr. 365/67/EWG wird 
durch folgenden Text ersetzt: 

„1. In Ausnahmefällen, in denen besondere Um- 
stände starke Preisschwankungen auf dem Reis- 
markt hervorrufen, die auf Grund der Lage von 
Angebot und Nachfrage auf dem Weltmarkt 
nicht vorauszusehen waren, kann ein höherer 
als der sich aus den vorstehenden Artikeln er- 
gebender Prämiensatz festgelegt werden. 

2. Der Betrag, um den der Prämiensatz erhöht wer- 
den kann, darf für jedes Erzeugnis nicht größer 
sein als die Differenz zwischen dem cif-Preis 
und dem letzten cif-Preis, der für jedes Erzeug- 
nis vor der Beeinflussung der Preise durch die 
in Absatz 1 genannten besonderen Umstände 
berechnet worden ist." 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269 67 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
vom 1970, S. . . . 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
vom 1970, S 

'■>) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 26. Juni 1967, S. 2456A7 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 32 

") Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 311 
vom 21. Dezember 1967, S. 12 
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Artikel 3 

Artikel 9 der Verordnung Nr. 140/67/EWG und Arti- 
kel 9 der Verordnung Nr. 365/67/EWG werden auf- 
gehoben. 


Artikel 4 

Diese Verordung tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Auf Grund einer Abänderung des Brüsseler Zoll- | 
tarifs durch den Rat für die Zusammenarbeit auf : 
dem Gebiete des Zollwesens ist Dari nur als eine ! 
Sorghumart anzusehen. Um den Gemeinsamen 
Zolltarif, der zum 1. Januar 1971 auf den letzten 
Stand gebracht werden soll, in Übereinstimmung | 
mit dieser Abänderung zu bringen, ist es ange- j 
bracht, Artikel 1 sowie den Anhang der Verord- j 
nung Nr. 120/67/EWG durch die Streichung des | 
Wortes Dari zu ändern. Es handelt sich hierbei i 
um eine formelle Änderung, die keinerlei ökono- | 
mische Konsequenzen zur Folge hat. 

2. Es erscheint anläßlich dieser Änderung und eben- 
falls vor dem 1. Januar 1971 zweckmäßig, eine 
andere, rein technische Vorschrift der Verord- 
nungen Nr. 120/67 und Nr. 359/67 mit dem Ziel 
einer Vereinfachung zu überprüfen. 

Das Inkrafttreten am 1. Januar 1971 der Verord- 
nung Nr. 1373/70 über die gemeinschaftlichen 
Einfuhrlizenzen, Äusfuhrlizenzen und Voraus- 
setzungsbescheinigungen hat die Kommission 
veranlaßt, die gesamte auf diesem Gebiet an- 
wendbare Regelung einer Überprüfung zu unter- 
ziehen, um zu einer Übereinstimmung zwischen 
den verschiedenen Sektoren der gemeinschaft- 
lichen Organisation und zu einer Vereinfachung 
der geforderten Formalitäten zu gelangen. 

Hierbei erschien es zweckmäßig, eine Änderung 
von Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung Nr. 120/ 


67/EWG und Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 359/67/EWG vorzuschlagen. Diese Bestim- 
mungen sehen vor, daß die Abschöpfung im Falle 
einer Vorausfestsetzung nach Maßgabe des 
Schwellenpreises zu berichtigen ist, der im vor- 
gesehenen Einfuhrmonat gültig ist. Durch diese 
Vorschriften sind die Einführer von Getreide und 
Reis gehalten, der für die Erteilung der Lizenzen 
zuständigen Stelle den vorgesehenen Monat der 
Einfuhr anzugeben. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß im allgemeinen 
der wirkliche Einfuhrmonat nicht dem angege- 
benen Einfuhrmonat entspricht. Daraus folgt, daß 
dieser Angabe, die vorgesehen war, um das 
Marktgeschehen besser zu verfolgen, keinerlei 
Nutzen zukommt; diese Angabe ist vielmehr An- 
laß für Komplikationen sowohl für den Einzelnen 
als auch für die Verwaltung. 

Um das anzuwendende Verfahren zu verein- 
fachen, ist es angebracht, den Begriff „vorge- 
sehener Monat" in Artikel 15 Absatz 2 der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG und in Artikel 13 Ab- 
satz 2 der Verordnung Nr. 359/67/EWG zu strei- 
chen. Diese Streichung hat außerdem eine Ände- 
rung des Absatzes 4 dieser beiden Artikel zur 
Folge (Streichung der Worte „in dem die Einfuhr 
nicht in dem vorgesehenen Monat durchgeführt 
wird"). 
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